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Am 02.09.2025 wurde das Gesetz Nr. 316/2025
GBl. zur Änderung des Rechnungslegungsgesetzes
in der Gesetzessammlung veröffentlicht. Die
Novellierung des Rechnungslegungsgesetzes be-
trifft u.a. Änderungen der Grenzen für die
Kategorisierung von Rechnungseinheiten und die
Prüfungspflicht. Sie tritt am 1. Januar 2026 in
Kraft, mit Ausnahme der Punkte, die gemäß den
Übergangsbestimmungen am Tag nach ihrer
Verkündung, d.h. am 3. September 2025, in Kraft
traten.

Änderungen der Grenzen für die Kategorisierung
von Rechnungseinheiten

Mit der Novellierung werden die folgenden
Grenzwerte angehoben. Die Schwellenwerte
werden angehoben und eine Reihe von
Unternehmen wird die Kategorie der Einheit in
eine niedrigere Kategorie als bisher ändern. Wenn
ein Unternehmen an zwei aufeinanderfolgenden
Bilanzstichtagen des regulären Abschlusses
2 Schwellenwerte überschreitet oder nicht mehr
überschreitet, wird es seine Kategorie mit Beginn
des nächsten Geschäftsjahres ändern.
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Kategorie Aktiva (CZK) Umsatz (CZK) Mitarbeiter

Kleinstunternehmen ≤ 11 Mio. ≤ 22 Mio. ≤ 10

Kleinunternehmen ≤ 120 Mio. ≤ 240 Mio. ≤ 50

Mittelunternehmen ≤ 600 Mio. ≤ 1,2 Mrd. ≤ 250

Großunternehmen
Oberhalb der Grenze für 
ein Mittelunternehmen

Oberhalb der Grenze für 
ein Mittelunternehmen

über 250

Tabelle 1: Neue Schwellenwerte

Kategorie Aktiva (CZK) Umsatz (CZK) Mitarbeiter

Kleinstunternehmen ≤ 9 Mio. ≤ 18 Mio. ≤ 10

Kleinunternehmen ≤ 100 Mio. ≤ 200 Mio. ≤ 50

Mittelunternehmen ≤ 500 Mio. ≤ 1 Mrd. ≤ 250

Großunternehmen
Oberhalb der Grenze für 
ein Mittelunternehmen

Oberhalb der Grenze für 
ein Mittelunternehmen

über 250

Tabelle 2: Ursprüngliche Schwellenwerte (gültig vor der Gesetzesnovellierung)



Schwellenwerte für die Abschlussprüfung

Eine weitere Änderung betrifft die Schwellen-
werte für die Pflichtprüfung von Jahres-
abschlüssen, die nun nur noch für mittlere und
große Unternehmen gelten.

Um jegliche Unklarheiten bezüglich der
Anwendung der Übergangsbestimmungen der
Novellierung des Rechnungslegungsgesetzes zu
beseitigen, hat das Finanzministerium der
Tschechischen Republik eine Auslegungs-
stellungnahme zur Änderung der Grenzen für die
Kategorisierung von Rechnungslegungseinheiten
und für die Pflichtprüfung von Jahresabschlüssen
herausgegeben.

Die Änderung der Grenzwerte für die Einstufung
von Rechnungslegungseinheiten gilt seit dem
3. September 2025, und gemäß den
Übergangsbestimmungen wird eine Rechnungs-
legungseinheit ihre Kategorie erstmals bereits für
den am 31. Dezember 2024 endenden
Rechnungszeitraum nach den neuen erhöhten
Schwellenwerten beurteilen.

Für das Kalenderjahr 2025 wird die Einheit wie
folgt vorgehen: Die Schwellenwerte für 2023
werden mit den ursprünglichen, nicht erhöhten

Schwellenwerten verglichen, für 2024 mit den
neuen, erhöhten Schwellenwerten. Für die
Bestimmung der Kategorie des Unternehmens für
das Geschäftsjahr 2026 werden die letzten beiden
Jahre (2025 und 2024) nur mit den neuen
erhöhten Schwellenwerten verglichen.

Die Änderung der Schwellenwerte für die
Pflichtprüfung gilt ab dem 1. Januar 2026. Die
neue Verpflichtung, einen geprüften Abschluss
vorzulegen, gilt nicht für kleine Unternehmen. Für

Rechnungslegungszeiträume, die vor dem 1.

Januar 2026 beginnen, gelten die Anforderungen,
wie sie vor der Gesetzesnovellierung bestanden.

Die Prüfungspflicht für nach dem 1. Januar 2026
beginnende Rechnungslegungszeiträume gilt nur
für mittlere und große Unternehmen. Das heißt,
Unternehmen, die 2 von 3 Kriterien
überschreiten: Aktiva - 120 Mio. CZK, Umsatz -
240 Mio. CZK und durchschnittliche Anzahl der
Beschäftigten 50.

Ein Unternehmen kann sich auch dafür
entscheiden, seine Jahresabschlüsse freiwillig
prüfen zu lassen. Die Durchführung einer
unabhängigen Prüfung des Jahresabschlusses hat
einen Mehrwert nicht nur für die Aktionäre und

Gesellschafter, sondern auch für andere externe
Nutzer des Jahresabschlusses - wie Banken,
Leasinggesellschaften, Geschäftspartner oder
Mitarbeiter.

Konsolidierung

Die Prüfungspflicht für Konzernabschlüsse bleibt
unverändert. Konzernabschlüsse sind prüfungs-
pflichtig und die Pflicht zur Aufstellung eines
Konzernabschlusses gilt grundsätzlich für mittlere
und große Unternehmen. Durch die Novellierung
wurden jedoch die Grenzen für die
Kategorisierung der Unternehmen erhöht, d.h.
auch die Grenzen für die Pflicht zur Aufstellung
eines Konzernabschlusses wurden erhöht.
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Seit dem 1. November 2025 ist ein neues Gesetz
zur Cybersicherheit in Kraft, das die europäische
NIS-2-Richtlinie umsetzt und die Anforderungen
an das Cyber-Risikomanagement in der
Tschechischen Republik grundlegend ändert. Das
Gesetz erweitert den Kreis der sogenannten
beaufsichtigten Stellen erheblich und erlegt
Einrichtungen neue Pflichten auf - die erste ist,
sich zu identifizieren und dem Nationalen Büro
für Cyber- und Informationssicherheit (NÚKIB) zu
melden.

Diese Verpflichtung gilt für jede Einrichtung, die
einen sogenannten regulierten Dienst anbietet.
Die Meldefrist beträgt 60 Tage nach Inkrafttreten
des Gesetzes, d.h. bis zum 31. Dezember 2025.
Wenn eine Einrichtung jedoch erst danach mit
der Erbringung eines regulierten Dienstes
beginnt, wird die Frist ab dem Zeitpunkt
berechnet, an dem sie die Bedingungen für die
Meldung erfüllt.

Die Meldung erfolgt über ein Online-Formular auf
dem NÚKIB-Portal (hier abrufbar), dem eine
ausführliche Schritt-für-Schritt-Anleitung zum
Ausfüllen beigefügt ist (hier abrufbar).

Wir empfehlen Ihnen daher, in einem ersten
Schritt intern zu prüfen, ob Ihre Einrichtung die

Merkmale eines beaufsichtigten Unternehmens
erfüllt, d. h. insbesondere zu prüfen

▪ ob Sie eine der regulierten Dienstleistungen
erbringen,

▪ ob Sie die festgelegten Schwellenwerte erfüllen
(d. h. Größe des Unternehmens, Bedeutung der
erbrachten Dienstleistung usw.).

Es ist wichtig zu betonen, dass die Meldung an die
NÚKIB nur die erste Verpflichtung im Rahmen der
neuen Gesetzgebung ist. Weitere Schritte im Zu-
sammenhang mit dem Cyber-Risikomanagement,
der Umsetzung von Sicherheitsmaßnahmen, der
Erstellung einer internen Dokumentation oder
der Erfüllung der Meldepflicht für Cyber-Vorfälle
werden folgen. Der Vorbereitungsprozess sollte
daher nicht verzögert werden.
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JAN ČERMÁK
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https://portal.nukib.gov.cz/chci-vyridit/ohlaseni-regulovane-sluzby
https://portal.nukib.gov.cz/chci-vyridit/ohlaseni-regulovane-sluzby
https://portal.nukib.gov.cz/informacni-servis/navody-a-skoleni/69033719dad99714d603da76#uvod
https://portal.nukib.gov.cz/informacni-servis/navody-a-skoleni/69033719dad99714d603da76#uvod
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Im Jahr 2026 werden neue Grenzwerte für Löhne, Steuern und Abgaben in Kraft treten. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die wichtigsten 
Änderungen, die zum Zeitpunkt der Versendung des Newsletters bekannt waren.

*Anmerkung: Die Senkung der 
Entschädigung wird derzeit 
diskutiert, da der Verordnungs-
entwurf noch nicht verabschiedet 
ist.

2026 2025

Mindestlohn 22.400 CZK 20.800 CZK

Durchschnittlicher Lohn 48.967 CZK 46.557 CZK

Jährliche Höchstbemessungsgrundlage für die Sozialversicherungsbeiträge 2.350.416 CZK 2.234.736 CZK

Jährlicher Schwellenwert für die Anwendung des Einkommensteuersatzes von 23 % 
(unterhalb dieses Schwellenwertes gilt der Satz von 15 %)

1.762.812 CZK 1.676.052 CZK

Monatlicher Schwellenwert für die Anwendung des Einkommensteuersatzes von 23 % 146.901 CZK 139.671,- CZK

Monatliche Mindestvorauszahlung für die Rentenversicherung für Selbstständige 5.720 CZK 4.759,- CZK

Monatliche Mindestvorauszahlung für die Krankenversicherung für Selbstständige 3.306 CZK 3.143 CZK

Maßgebliches Einkommen für die Beteiligung an der Krankenversicherung bei 
Vereinbarungen über die Arbeitsleistung 

12.000 CZK 11.500 CZK

Maßgebliches Einkommen für die Beteiligung an der Krankenversicherung für sonstige 
Arbeitnehmer

4.500 CZK 4 500,- CZK

Pauschalvergütung für Telearbeit 4,70 CZK/h* 4,80 CZK/h

Schwellenwerte für die Befreiung von Sachleistungen im Gesundheitsbereich 48.967 CZK 46,557 CZK

Schwellenwerte für die Befreiung von sonstigen Sachleistungen in der Freizeit (Erholung, 
Bildung usw.)

24.483,50 CZK 23.278,50 CZK

Monatliche Vorauszahlung der Pauschalsteuer für Selbstständige (1. Stufe - Einkommen bis 
1 Mio. CZK)

9.984 CZK 8.716,- CZK

Monatliche Vorauszahlung der Pauschalsteuer für Selbstständige (II. Stufe - Einkommen bis 
1,5 Mio. CZK)

16.745 CZK 16.745,- CZK

Monatliche Vorauszahlung der Pauschalsteuer für Selbstständige (III. Stufe - Einkommen bis 
zu 2 Mio. CZK)

27.139 CZK 27.139,- CZK



Das Jahresende rückt näher und damit auch die
Pflicht zur Erstellung des Jahresabschlusses. Hier
ein paar Tipps, was Sie bei Ihrem Jahresabschluss
nicht vergessen sollten.

▪ Konzentrieren Sie sich nicht nur auf die Posten,
die im Abschluss enthalten sind, sondern auch
auf diejenigen, die hierin nicht enthalten sind
und verbucht und ausgewiesen werden sollten.

▪ Erkennen Sie die Kategorisierung des
Unternehmens richtig (Auswirkungen auf die
im Abschluss dargestellten Informationen,
Auswirkungen auf die Offenlegung des
Abschlusses).

▪ Unterscheiden Sie, wann eine Rückstellung und
wann eine Schätzung zu bilanzieren ist
(Gewissheit über die künftige Verbindlichkeit).

▪ Vergessen Sie nicht die Wertberichtigungen auf
Vorräte, Forderungen und Vermögenswerte.

▪ Verbuchung aller erbrachten Leistungen als
Erträge (auch wenn die Rechnungsstellung
noch nicht erfolgt ist).

▪ Verbuchung von Korrekturen von Fehlern aus
früheren Perioden (Unterscheidung zwischen
wesentlichen und unwesentlichen Fehlern).

▪ Unterscheidung zwischen Abschreibung und
kumulierter Abschreibung auf die Anlage-
vermögen.

▪ Klassifizierung von Vermögenswerten und
Schulden in kurz- und langfristig.

▪ Neubewertung des relevanten Vermögens-
werte und Schulden zum Bilanzstichtag.

▪ Durchführung einer Inventur des Eigenkapitals.
Im Falle eines negativen Eigenkapitals ist zu
prüfen, ob das Unternehmen von Konkurs
bedroht ist.

▪ Bilanzierung der Körperschaftsteuer (zahlbar –
Rückstellung/Verbindlichkeit, latent).
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Die Sätze der Auslandsreisekostenerstattung für
das Jahr 2026 wurden in der Gesetzessammlung
veröffentlicht. Für einige Länder werden die
Beträge der Auslandsverpflegungspauschale
erhöht. Nachfolgend sind die wichtigsten
Änderungen aufgeführt:

▪ Deutschland: von 45 EUR auf 50 EUR

▪ Slowakei: von 35 EUR auf 40 EUR

▪ USA: von USD 65 auf USD 70

▪ Bulgarien: von 40 EUR auf 45 EUR

Die endgültige Höhe des Pauschbetrags für den
inländischen Verpflegungsmehraufwand wird
derzeit diskutiert (die 3. Anmerkungsrunde ist
derzeit abgeschlossen) und dürfte bis Ende des
Jahres feststehen. Dem Verordnungsentwurf
zufolge ist eine Erhöhung zu erwarten:

▪ Entschädigungssätze pro 1 km Wegstrecke:
5,90 CZK/km

Höchstbetrag der gesetzlichen Mahlzeiten-
zulage im Inland:

▪ 185 CZK, wenn die Dienstreise zwischen 5 und
12 Stunden dauert;

▪ 284 CZK bei einer Dauer der Dienstreise von

mehr als 12 Stunden, aber nicht mehr als 18
Stunden;

▪ 442 CZK, wenn die Dienstreise länger als 18
Stunden dauert.

Die Höhe der Verpflegungspauschale bestimmt
auch den Schwellenwert für die Befreiung von der
Verpflegungspauschale für Arbeitnehmer. Der
Freibetrag beträgt 70 % des Höchstbetrags für
eine Dienstreise von 5 bis 12 Stunden Dauer.
Wenn die Verordnung in ihrer jetzigen Fassung
verabschiedet wird, erhöht sich der Freibetrag für
die Verpflegungspauschale im Jahr 2026 auf
129,50 CZK.
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Die OECD-Verrechnungspreisleitlinien - kurz: die
OECD-Leitlinien - bieten fünf grundlegende
Verfahren zur Ermittlung der Verrechnungspreise,
d.h. des Preises für den Verkauf von
Dienstleistungen oder Waren zwischen
verbundenen Unternehmen. Bei allen Verfahren
sind die dem Verkäufer bei der Transaktion
entstandenen Kosten immer in irgendeiner Weise
relevant; zwei der Verfahren basieren jedoch
direkt auf den entstandenen Kosten. Diese sind:.

Der Abzug ist unter den folgenden Bedingungen
zulässig:

▪ die Kostenaufschlagsmethode, im Tschechi-
schen gemeinhin auch als "Cost-Plus-Methode"
bezeichnet, und

▪ die geschäftsvorfallbezogene Nettomargen-
methode, in der Variante, bei der die
Kostenbasis als Gewinnindikator verwendet
wird; im Tschechischen wird sie manchmal als
modifizierte Kostenaufschlagsmethode be-
zeichnet.

Steuerpflichtige und Vertreter der Steuer-
behörden richten ihr Augenmerk häufig auf die
Ermittlung oder Überprüfung der Rentabilität, die
der Dienstleister oder Warenlieferant durch die

Lieferung an das verbundene Unternehmen
erzielt hat. Die Grundlage, an der diese
Rentabilität bei den oben genannten Methoden
gemessen wird, ist die Summe der Kosten, die
dem Verkäufer bei der zu prüfenden Transaktion
entstanden sind. Um diese Methoden korrekt
anwenden zu können, ist es daher unerlässlich, in
einem ersten Schritt die Kostenbasis korrekt zu
ermitteln.

Angesichts der Vielfalt der Transaktionen (nicht
nur) zwischen verbundenen Unternehmen, der
Vielfalt der nationalen Rechnungslegungs-
standards oder der Vielfalt der Bedingungen und
Umstände, unter denen Transaktionen
stattfinden, können die OECD-Leitlinien keine
spezifischen Formeln für die Berechnung der
Kostenbasis anbieten; stattdessen bieten sie
allgemeine Grundsätze für die Ermittlung der
angemessenen Kosten bei einer bestimmten
Methode.

In den OECD-Leitlinien werden die Kosten im
Allgemeinen in drei Kategorien unterteilt:

▪ die erste Kategorie, die aus den direkten
Kosten der Produktion oder Dienstleistung
besteht, z. B. den Kosten für Rohstoffe,

▪ die zweite Kategorie besteht aus indirekten
Kosten, die eng mit dem Prozess der
Herstellung oder Erbringung einer Dienst-
leistung verbunden sind, aber für mehr als ein
Produkt oder eine Dienstleistung anfallen
können, z. B. die Kosten einer
Reparaturabteilung, die Anlagen wartet, die für
die Herstellung von mehr als einem Produkt
verwendet werden,

▪ die dritte Kategorie, die die Betriebskosten des
Unternehmens als Ganzes umfasst, z. B.
Management-, Verwaltungs- und Gemein-
kosten.

Die Berücksichtigung der einzelnen Kategorien in
der Kostenbasis gibt Aufschluss darüber, welche
der oben genannten Methoden in der Praxis
angewendet wird:

▪ Berücksichtigt man die ersten beiden
Kategorien in der Kostenbasis, d.h. die direkten
und indirekten Kosten, die bei der Erbringung
der Produktion oder Dienstleistung anfallen,
hat man die Cost-Plus-Methode angewendet. 
Der Kostenaufschlag bei der Cost-Plus-
Methode wird dann üblicherweise als Brutto-
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gewinnaufschlag bezeichnet, dessen Zweck es
ist, die Betriebskosten des Unternehmens zu
decken, Gewinn zu erwirtschaften und
eventuell auch Rücklagen für mögliche
zukünftige Risiken zu schaffen (zur Deckung
außerordentlicher Kosten).

▪ Berücksichtigt man auch die dritte Kategorie in
der Kostenbasis, d.h. die Betriebskosten des
gesamten Unternehmens, so hat man die
modifizierte Kostenaufschlagsmethode
angewandt; der Aufschlag wird dann in der
Regel als Nettogewinnaufschlag bezeichnet,
dessen Zweck es ist, einen Gewinn für das
Unternehmen zu erwirtschaften (und eventuell
außerordentliche Kosten zu decken).

Die Wahl der Cost-Plus-Methode gegenüber der
modifizierten Kostenaufschlagsmethode sollte
insbesondere auf die Art der Transaktion, den
Umfang und die Vorhersehbarkeit der
Betriebskosten des Gesamtunternehmens, die im
Konzern üblichen Praktiken zur Bewertung des
Outputs der Mitgliedsunternehmen und die
Verfügbarkeit relevanter externer oder interner
Vergleichsdaten abgestimmt werden. Es ist
jedoch immer notwendig, diese Wahl zu Beginn
zu klären, damit wir wissen, mit welchen Kosten

wir arbeiten werden und welche Rolle der
Aufschlag spielt, um den wir die ermittelten
Kosten zur Berechnung des endgültigen
Verrechnungspreises erhöhen werden.

Die korrekte Benennung der Methode ist dann
von entscheidender Bedeutung, wenn die
Marktrentabilität durch Benchmarking überprüft
wird, bei dem externe Daten verwendet werden
(in der Regel aus kommerziellen Datenbanken, die
Informationen über Unternehmen auf der
Grundlage ihrer Jahresabschlüsse liefern): Der
Unterschied zwischen dem Brutto- und dem
Nettogewinnaufschlag kann in einigen Branchen
und bei einigen Transaktionen beträchtlich sein,
und wir werden die Steuerbehörden nicht von der
Korrektheit unseres Ansatzes überzeugen, wenn
wir ihnen einen Vergleich zwischen "Birne und
Apfel" vorlegen.

Während die Ermittlung der direkten oder
indirekten Produktionskosten ein relativ einfaches
und unternehmensübergreifend standardisiertes
Verfahren sein kann, kann die Bestimmung des
Anteils an den Betriebskosten des gesamten
Unternehmens, der auf die zu prüfende
Transaktion zurückzuführen ist, komplexere
Überlegungen erfordern. Meistens werden daher

die gesamten Unternehmenskosten anhand
verschiedener Verteilungsschlüssel, die die
Bedeutung und Intensität der Beteiligung der
unternehmensweiten Kosten (oder der
Tätigkeiten, bei denen sie angefallen sind) an
einem bestimmten Vorgang widerspiegeln, auf
die einzelnen Geschäftsvorgänge umgelegt.
Umlageschlüssel sind z.B. die Anzahl der
Mitarbeiter, die aufgewendete Zeit, aber auch das
Verhältnis der Umsatzerlöse aus einem
bestimmten Geschäft zum Gesamtumsatz des
Unternehmens, etc.

Ein häufiges Problem, das wir mit unseren
Kunden bei der Ermittlung der Kostenbasis
ansprechen, ist die Einbeziehung oder
Nichteinbeziehung von Posten in die Kostenbasis,
die nach tschechischem Steuerrecht als nicht-
steuerliche Kosten gelten. Hierzu ist anzumerken,
dass die OECD-Leitlinien ausdrücklich darauf
hinweisen, dass die steuerliche Behandlung eines
Aufwands für die Entscheidung über seine
Aufnahme in die Kostenbasis nicht relevant ist;
relevant ist vielmehr sein wirtschaftlicher
Zusammenhang mit der zu prüfenden
Transaktion. Schließlich kann die steuerliche Be-
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handlung ein und desselben Aufwands in
verschiedenen Rechtsordnungen unterschiedlich
sein; es wäre schwierig, bei grenzüber-
schreitenden Transaktionen Konsistenz und
Vergleichbarkeit zu erreichen.

Die schwierigeren Fragen bei der Ermittlung der
Kostenbasis sind diejenigen, die durch besondere
Umstände oder Situationen ausgelöst wurden, z.
B. Umstrukturierung des Konzerns oder des

Unternehmens selbst, Marktkräfte, die zu einer
Unterauslastung der Produktionskapazitäten und
zur Entstehung von Leerkosten geführt haben, die
Einführung einer neuen Produktion, die die
Kosten für die Verschrottung erhöht, usw.

Antworten auf derartige Fragen müssen immer
stückweise und insbesondere auch im Hinblick
auf die funktionale Stellung des Unternehmens in
der Lieferkette des Konzerns gesucht werden.

Eine ausführlichere Erörterung dieses Themas
würde den Rahmen dieses Artikels sprengen, so
dass wir in einem späteren Beitrag darauf
zurückkommen werden.
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VERÄNDERUNGEN IM BEREICH ESG UND WAS DIES FÜR UNTERNEHMEN BEDEUTET

Europa und die Tschechische Republik
konzentrieren sich zunehmend auf Nachhaltigkeit
und ESG-Berichterstattung. Seit 2025 ändern sich
die Grenzen für die Berichtspflicht. Die neue
Verpflichtung gilt nur für Unternehmen mit mehr
als 1.000 Mitarbeitern.

Für kleine und mittlere Unternehmen wird nun
ein freiwilliger ESG-Berichtsstandard entwickelt,
der wesentlich zugänglicher ist: Er bietet eine
Basisversion mit 11 Indikatoren und eine
erweiterte Version mit 9 weiteren. Ziel ist es, den
Unternehmen den Zugang zu Finanzmitteln zu
erleichtern, ihren Ruf zu verbessern und

Nachhaltigkeit ohne unnötigen Verwaltungs-
aufwand zu fördern.

Die Fristen für die obligatorische
Berichterstattung werden hinausgeschoben.
Unternehmen der ersten Welle mit mehr als
1.000 Beschäftigten mussten bereits 2024 Bericht
erstatten, große Unternehmen und
Muttergesellschaften von Konzernen, die unter
die zweite Welle fallen, müssen erst ab 2027
Bericht erstatten und kleine oder mittlere
Unternehmen mit Wertpapieren auf geregelten
Märkten der dritten Welle erst ab 2028.
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Im letzten Newsletter haben wir über die
Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 25.
August 2025, Rechtssache Az. 27 Cdo 1368/2024,
berichtet und uns mit der Frage befasst, ob ein
Unternehmen sanktioniert werden kann, wenn
ein wirtschaftlich Berechtigter nicht in das
Register der wirtschaftlich Berechtigten
(Transparenzregister, ESM) eingetragen ist.

Wir kamen zu dem Schluss, dass die Pflicht zur
Eintragung formell bestehen bleibt, dass aber die
Sanktionsmechanismen mit dem Schutz des
Rechts auf Privatsphäre und dem Recht auf
Datenschutz gemäß den Artikeln 7 und 8 der EU-
Grundrechtecharta in der Auslegung des EuGH in
den Urteilen in der Rechtssache WM und Sovim
kollidieren.

Seitdem hat es jedoch einige wichtige
Entwicklungen gegeben, über die wir Sie gerne
informieren möchten.

Das Transparenzregister (ESM) wird ab dem 17.
Dezember 2025 für die Öffentlichkeit nicht mehr
zugänglich sein

Das Justizministerium hat angekündigt, dass das
Register der wirtschaftlich Berechtigten
(Transparenzregister) ab dem 17. Dezember 2025
für die Öffentlichkeit nicht mehr zugänglich sein
wird. Es wird nicht mehr möglich sein, im
öffentlichen Teil des ESM nach grundlegenden
Informationen über den wirtschaftlich
Berechtigten einer juristischen Person zu suchen.
Sobald das Register nicht mehr verfügbar ist, wird
es nur noch zugänglich sein für

▪ die Registranten (bezüglich ihres eigenen
Verzeichnisses/Transparenzregisterauszugs);

▪ so genannte privilegierte Nutzer mit Fernzugriff
(öffentliche Verwaltungsbehörden, nach dem
AML-Gesetz verpflichtete Personen und andere
gesetzlich vorgesehene Stellen).

Aber auch nachdem das ESM der Öffentlichkeit
nicht mehr zugänglich ist, wird es weiterhin einen
begrenzten Zugang für Personen geben, die ein
sogenanntes berechtigtes Interesse nachweisen
können (z.B. in Bezug auf den Schutz ihrer Rechte
in einem bestimmten Streitfall).

Der Grund dafür ist die Rechtsprechung des
Obersten Gerichtshofs und des Obersten
Verwaltungsgerichtshofs, die dem EuGH-Urteil in
den Rechtssachen WM und Sovim folgten und zu
dem Schluss kamen, dass der uneingeschränkte
öffentliche Zugang zu Daten über wirtschaftlich
Berechtigte einen unverhältnismäßigen Eingriff in
die Grundrechte der wirtschaftlich Berechtigten
darstellt. In dieser Situation, so die Gerichte, kann
der Staat weder die Registrierungspflicht
durchsetzen, noch sind andere Sanktionen
anwendbar.

Sobald die Daten im Transparenzregister (ESM)
nicht mehr öffentlich zugänglich sind, d.h. nach
dem 17. Dezember 2025, werden die
Sanktionsmechanismen, die der Pflicht zur
Registrierung wirtschaftlich Berechtigter folgen -
d.h. Ordnungswidrigkeitsverfahren und vor allem
privatrechtliche Konsequenzen (Verbot der
Auszahlung von Gewinnbeteiligungen und Ein-
schränkung der Stimmrechte bei Fehlen eines
eingetragenen wirtschaftlich Berechtigten) –
wieder eingeführt.
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Entwurf zur Novellierung des Gesetzes über die
Registrierung von wirtschaftlich Berechtigten

Am 12. November 2025 wurde ein Gesetzentwurf
zur Änderung des Gesetzes über die Eintragung
wirtschaftlich Berechtigter zur interministeriellen
Stellungnahme versandt. Damit soll die EU-
Richtlinie umgesetzt werden, mit der die
Vorschriften für die zentralen Register der
wirtschaftlich Berechtigten, die Register der
Bankkonten und die damit verbundenen Systeme
auf EU-Ebene neu harmonisiert werden.

Der Änderungsentwurf sieht insbesondere vor,
dass das Register der wirtschaftlich Berechtigten
(Transparenzregister) grundsätzlich nicht
öffentlich sein wird. Er legt auch Verfahren zur
Überprüfung des berechtigten Interesses fest. Es
wird vorgeschlagen, ein umfassendes
Verwaltungsverfahren für die Überprüfung des
berechtigten Interesses am Zugang zu Daten über
wirtschaftlich Berechtigte einzuführen.

Die Gesetzesnovellierung soll am 1. Januar 2027
in Kraft treten.

Was sind die Auswirkungen für Unternehmen und
ihre wirtschaftlich Berechtigten?

Aus rechtlicher Sicht bleibt die Verpflichtung zur
Eintragung des wirtschaftlich Berechtigten im
Transparenzregister bestehen. Die Schluss-
folgerung des Obersten Gerichtshofs, dass die
Nichtregistrierung eines wirtschaftlich
Berechtigten nicht mit Sanktionen geahndet
werden kann, war gerade deshalb gerechtfertigt,
weil die Registrierung einen unangemessenen
Eingriff in die Rechte des wirtschaftlich
Berechtigten darstellt, indem die Daten der
breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Durch die Unzugänglichmachung des
Transparenzregisters (ESM) für die Öffentlichkeit
wird dieser Konflikt beseitigt. Sowohl das
öffentliche Recht - d.h. die Einleitung von
Verfahren zur Beseitigung von Unregel-
mäßigkeiten, einschließlich der möglichen
Verhängung von Geldbußen - als auch die
privatrechtlichen Folgen, die mit der fehlenden
Eintragung oder Unregelmäßigkeiten im
Transparenzregister (Register der wirtschaftlich

Berechtigten) verbunden sind, werden wieder in
vollem Umfang anwendbar sein.

Aus praktischen Gründen empfehlen wir Ihnen,
die Daten im Transparenzregister (ESM) weiterhin
vollständig, korrekt und aktuell zu halten. Das
Risiko, dass die Auszahlung von
Gewinnbeteiligungen oder die Ausübung von
Stimmrechten durch einen nicht eingetragenen
wirtschaftlich Berechtigten eingeschränkt wird, ist
nach wie vor groß.

Wenn Sie daran interessiert sind, geben wir Ihnen
gerne nähere Informationen.

12

LTA ∣ LEGAL TAX AUDIT

WEITERE ÄNDERUNGEN AM REGISTER DER WIRTSCHAFTLICH BERECHTIGTEN AB DEM 
17. DEZEMBER 2025

DANIEL VRÁBEL

Rechtsanwalt

daniel.vrabel@LTApartners.com



13

LTA ∣ LEGAL TAX AUDIT

DIE NEUE RICHTLINIE ÜBER DIE VERGÜTUNGSTRANSPARENZ: SIND SIE BEREIT?
Riskieren Sie keinen Rechtsstreit und bereiten Sie Ihr Vergütungssystem rechtzeitig vor. Die Angaben über die Vergütungen haben in die Pflichtberichte 
bereits ab dem 01.01.2026 einzufließen. Wir werden Sie durch den gesamten Prozess begleiten.

Zögern Sie nicht, uns zu 
kontaktieren.

LTA Team



Da die Frist für die Einreichung der
Steuererklärung für den letzten Steuerzeitraum
näher rückt, möchten wir Sie auf eine kleine, aber
wichtige Änderung bei der Anwendung des
Vorsteuerabzugs für Anlagegüter im Jahr ihrer
Anschaffung aufmerksam machen. Mit der
letztjährigen Novellierung des Umsatzsteuer-
gesetzes wurde die Toleranz von 10 % für die
Abweichung des im Jahr der Anschaffung des
Anlagevermögens ermittelten proportionalen
Koeffizienten von der bei der Anschaffung
verwendeten qualifizierten Schätzung mit
Wirkung vom 1. Januar 2025 abgeschafft. Mit der
Novellierung wurden auch andere Änderungen
eingeführt, die insbesondere den schrittweisen
Erwerb von Anlagegütern betreffen.

Bestimmung des Pro-rata-Satzes

Einleitend möchten wir Sie daran erinnern, dass
der Pro-rata-Satz gemäß § 75 des
Umsatzsteuergesetzes in den Fällen Anwendung
findet, in denen der Steuerpflichtige die erhaltene
steuerpflichtige Leistung sowohl für die Zwecke
seiner eigenen Leistungen (wirtschaftliche
Tätigkeiten) als auch für andere Zwecke (private
Nutzung oder nicht mehrwertsteuerpflichtige

Leistungen) verwendet. In diesen Fällen hat der
Steuerpflichtige nur Anspruch auf einen
Steuerabzug in dem Umfang, der dem Umfang der
Verwendung für Zwecke der wirtschaftlichen
Tätigkeiten entspricht.

Der Grund für die Anwendung eines Pro-rata-
Satzes besteht darin, dass der Teil der
Verwendung der erhaltenen steuerpflichtigen
Leistung, der auf nicht mehrwertsteuerpflichtige
Tätigkeiten (Beiträge, Subventionen oder nicht
mehrwertsteuerpflichtige Gebühren) oder auf die
Verwendung für den persönlichen Verbrauch des
Steuerpflichtigen oder seiner Angestellten
zurückzuführen ist, vom Recht auf Vorsteuerabzug
ausgeschlossen wird. Der anteilige
Vorsteuerabzug wird berechnet als das Produkt
aus der Vorsteuer auf die erhaltene
steuerpflichtige Leistung, für die der
Steuerpflichtige zum anteiligen Vorsteuerabzug
berechtigt ist, und dem Anteil der Verwendung
dieser Leistung für Zwecke seiner eigenen
Lieferungen. Dieser Anteil wird als so genannter
Pro-rata-Satz bezeichnet.

Kann die Höhe des Pro-rata-Satzes zum Zeitpunkt
der Geltendmachung des Vorsteuerabzugs nicht

anhand des tatsächlichen Verwendungsanteils
bestimmt werden, so wird er vom
Steuerpflichtigen im Wege einer qualifizierten
Schätzung ermittelt. Am Ende des Jahres
bestimmt der Steuerpflichtige dann die Höhe des
Pro-rata-Satzes nach dem tatsächlichen Anteil der
Verwendung der erhaltenen steuerpflichtigen
Lieferung für die Zwecke der im Kalenderjahr
dieser Verwendung ausgeführten Lieferungen.

Änderung des Pro-rata-Satzes und Auswirkungen
auf die Berichtigung des Vorsteuerabzugs

Bis Ende letzten Jahres war der Steuerpflichtige
nicht berechtigt, den bereits geltend gemachten
Vorsteuerabzug zu erhöhen, wenn der auf der
Grundlage der Daten für das gesamte
Kalenderjahr ermittelte Pro-rata-Satz um nicht
mehr als 10 % über dem ursprünglichen Pro-rata-
Satz lag, der durch die qualifizierte Schätzung
ermittelt wurde. War dieser Pro-rata-Satz um
nicht mehr als 10 % niedriger als der durch die
qualifizierte Schätzung ermittelte Koeffizient, war
der Steuerpflichtige nicht verpflichtet, den
geltend gemachten Vorsteuerabzug zu korrigieren.

Diese Toleranzgrenze von 10 % wird ab 2025 nur
für erhaltene steuerpflichtige Leistungen beibe- 14
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halten, die nicht Teil des erworbenen Anlage-
vermögens werden (z. B. kleine Sachanlagen).

Bei Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens
unterliegt nun jede Änderung zwischen dem
tatsächlichen Pro-rata-Satz und seiner
qualifizierten Schätzung einer obligatorischen
Berichtigung. Wenn Sie also beispielsweise im
Jahr 2025 ein Auto sowohl für die geschäftliche
als auch für die private Nutzung erworben haben
und Ihre qualifizierte Schätzung davon ausging,
dass es zu 60 % geschäftlich genutzt werden
würde, Sie aber aus dem Fahrtenbuch für das Jahr
entnehmen, dass das Auto im Laufe des Jahres
tatsächlich nur zu 50 % geschäftlich genutzt
wurde, müssen Sie den ursprünglich geltend
gemachten Abzug so anpassen, dass er 50 % des
Gesamtabzugs entspricht, der für den Erwerb
dieses Wirtschaftsguts in Ihrer Steuererklärung
für das letzte Steuerjahr 2025 geltend gemacht
wurde. Die entsprechende Kürzung des Abzugs
tragen Sie mit einem negativen Vorzeichen in Zeile
45 der Steuererklärung ein. Bis Ende 2024
unterliegt eine solche Änderung des Pro-rata-
Satzes um 10 % gegenüber seiner Schätzung
keiner Anpassung.

Eine Anpassung des Vorsteuerabzugs ist auch

dann erforderlich, wenn der Steuerpflichtige
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens über eine
Reihe von Jahren (auch über ein Kalenderjahr
hinaus) erwirbt oder eine Gegenleistung für den
Erwerb dieser Wirtschaftsgüter erhält, bevor die
steuerpflichtige Leistung erbracht wird.

Wenn der Steuerpflichtige berechtigt war, den
Steuerabzug für mindestens eine erhaltene
steuerpflichtige Leistung zu beanspruchen und
anzuwenden, die in dem Kalenderjahr, das
unmittelbar auf das Kalenderjahr folgt, in dem das
Anlagevermögen erworben wird, Teil des
Anlagevermögens wurde, wurde darüber hinaus
durch die Novellierung in das Gesetz
aufgenommen, dass der Steuerpflichtige die
Berichtigung erst in dem auf das Jahr des Erwerbs
folgenden Kalenderjahr vornehmen muss.

Es handelt sich um eine Situation, in der der
Steuerpflichtige im Jahr der Anschaffung des
Wirtschaftsguts nicht über einen Steuerbeleg
verfügt, was eine notwendige Voraussetzung für
die Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs gemäß 
§ 73 des Umsatzsteuergesetzes ist. Der
Vollständigkeit halber möchten wir darauf
hinweisen, dass sich diese Logik auch in der neuen
Regelung über die Abrechnung des

Vorsteuerabzugs für erhaltene steuerpflichtige
Leistungen, die teilweise für Zwecke
steuerbefreiter Leistungen ohne Recht auf
Vorsteuerabzug verwendet werden, widerspiegelt
(siehe § 76 Absatz 10 des Umsatzsteuergesetzes).

Wird das Wirtschaftsgut in dem auf die
Anschaffung folgenden Jahr nicht genutzt, wird
der anteilige Faktor erneut durch eine qualifizierte
Schätzung ermittelt. Die Novellierung sieht auch
besondere Regeln für den Fall vor, dass der
Steuerpflichtige zu Recht einen Abzug für mehrere
steuerpflichtige Leistungen beansprucht, die er
erst in dem auf das Jahr der Anschaffung des
Wirtschaftsguts des Anlagevermögens folgenden
Kalenderjahr erhält, und das Wirtschaftsgut in
diesem Kalenderjahr nicht nutzt.

In Anbetracht der Komplexität des Bereichs der
Vorsteuerabzugsberichtigungen empfehlen wir,
diesem Thema bei der Erstellung der
Körperschaftsteuererklärung für den letzten
Veranlagungszeitraum des Jahres gebührende
Aufmerksamkeit zu schenken.
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① Beginnend mit dem 01. Dezember 2025 tritt
eine wesentliche Änderung für die Beförderung
ausgewählter Mineralölprodukte zwischen den
EU-Mitgliedstaaten in Kraft. 

② Beginnend mit dem 01. Dezember 2025 muss
die Beförderung dieser Waren über das System
zur Kontrolle der Beförderung verbrauch-
steuerpflichtiger Waren (EMCS) im steuerrechtlich
freien Verkehr verfolgt werden, d.h. über ein
elektronisches System zur Kontrolle der
Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren.

③ Bisher wurde das EMCS zur Überwachung der
Beförderung ausgewählter verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren im Rahmen des Systems der
Steueraussetzung EMCS-eAD (z. B. Transport von
Alkohol, Tabakwaren, Mineralölen) verwendet.

④ Beginnend mit dem 01.12.2025 wird die
Verpflichtung auf ausgewählte Mineral-
ölerzeugnisse ausgedehnt, die nicht der
Verbrauch-steuer unterliegen, aber im Anhang
der Richtlinie 2020/262/EU aufgeführt sind.

⑤ Anstelle von papiergestützten begleitenden
Verwaltungsdokumenten müssen elektronische

Verwaltungsdokumente (e-AD) über das EMCS -
VDO verwendet werden, um Steuerhinterziehung
zu verhindern und eine bessere Überwachung der
Beförderung dieser Waren innerhalb des EU-
Binnenmarktes zu gewährleisten.

⑥ Diese Änderung betrifft Unternehmen, die mit
Schmierstoffen, Additiven oder anderen
Ölerzeugnissen handeln, die nicht direkt als
Kraftstoffe oder zur Wärmeerzeugung besteuert
werden, sondern unter die Kategorie der
ausgewählten Mineralölerzeugnisse fallen.

⑦ Im Zusammenhang mit dieser Änderung
entsteht den Unternehmen ein zusätzlicher
Verwaltungsaufwand - die Verpflichtung,
elektronische Aufzeichnungen zu führen und mit
den Zollbehörden über das System "EMCS für den
steuerrechtlich freien Verkehr" zu kommunizieren,
d.h. Spediteure und Händler müssen sicherstellen,
dass für jede grenzüberschreitende Beförderung
dieser Produkte ein elektronisches Dokument
vorliegt, da sie bei Nichteinhaltung der neuen
Verpflichtung Sanktionen in Form von Geldstrafen
bis hin zur Zurückhaltung der Sendung bei

Kontrollen während der Beförderung zwischen
den Mitgliedstaaten riskieren, falls diese
Beförderung nicht an das EMCS für den
steuerrechtlich freien Verkehr gemeldet wird und
das System dieser Beförderung keinen ARC-Code
zuweist.

⑧ Praktische Auswirkungen der Änderung in
Bezug auf die administrative Vorbereitung der
Unternehmen, einschließlich der IT-Integration,
um sicherzustellen, dass die Unternehmen mit
dem EMCS-VDO verbunden sind, damit sie
Beförderungen melden, Begleitdokumente und
ARC-Codes für jede Beförderung erstellen können.

⑨ Die EU-Richtlinie 2020/262/EU (die so
genannte "Allgemeine Verbrauchsteuerrichtlinie")
verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten, beginnend
mit dem 01. Dezember 2025 die Beförderung
ausgewählter Mineralölprodukte auch im
steuerrechtlich freien Verkehr zu überwachen.

⑩ Jeder Mitgliedstaat kann jedoch sein eigenes
technisches Umsetzungsmodell wählen - die
tschechische Zollverwaltung hat sich für ihre eige-
ne Lösung, das "EMCS-VDO"-System, entscheiden. 16
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In anderen EU-Mitgliedstaaten können andere
Verfahren angewandt werden (es ist wichtig, die
nationalen Zollverwaltungen der einzelnen EU-
Mitgliedstaaten zu überwachen, aus denen
Produkte exportiert oder importiert werden).

⑪ Das tschechische EMCS-VDO-Modell
verpflichtet die Unternehmen in der Tsche-
chischen Republik, dafür zu sorgen, dass jede
Beförderung ausgewählter Mineralölerzeug-nisse
im steuerrechtlich freien Verkehr im EMCS-VDO-
System erfasst wird, d. h. ein tschechisches
Unternehmen ist verpflichtet

▪ den Beginn der Beförderung an das EMCS-VDO-
System zu melden;

▪ Das System generiert dann einen ARC-Code;

▪ nach Beendigung des Transports muss das
Unternehmen den Abschluss des Transports
erneut im EMCS-VDO-System erfassen.

⑫ Wenn das Bestimmungsland (z. B. Polen,
Deutschland) nicht dasselbe EMCS-VDO-System
anwendet oder diese Beförderungsart überhaupt
nicht verfolgt, ist das tschechische Unternehmen

▪ verpflichtet, den Transport bei der
tschechischen Zollverwaltung anzumelden;

▪ den Beginn und das Ende der Transporte selbst
im tschechischen EMCS-VDO-System zu
verzeichnen, ungeachtet der Tatsache, dass die
polnische oder deutsche Seite nichts
dergleichen verlangt,

▪ in der Praxis wird es sich um eine einseitige
Anmeldung handeln, bei der das tschechische
Unternehmen die Beförderung in der
Tschechischen Republik gegenüber der
tschechischen Zollverwaltung selbst "eröffnet"
und "abschließt", d.h. in diesem Fall gilt die
Verpflichtung zur Meldung der Beförderung in
EMCS-VDO für tschechische Unternehmen und
nicht für ausländische Partner, d.h. es gibt keine
automatische Verbindung zwischen den EU-
Mitgliedstaaten wie bei der Beförderung
ausgewählter Mineralölprodukte im Rahmen
der EMCS-eAD-Steuerbefreiungsregelung.

⑬ Wie bereits erwähnt, bedeutet diese
Änderung einen höheren Verwaltungsaufwand für
tschechische Unternehmen, insbesondere im Falle

uneinheitlicher Verfahren für die Meldung der
Beförderung ausgewählter Mineralölerzeugnisse
innerhalb der EU, wenn einer der Mitgliedstaaten
diese Frage nicht im Rahmen des EMCS-VDO-
Systems regelt.
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In seiner jüngsten Entscheidung, Rechtssache Az.
5 Cmo 36/2025-335 vom 19. Juni 2025, hat das
Obergericht Olomouc zu der Frage Stellung
genommen, ob der Geschäftsführer eines
Unternehmens gegen die Pflicht eines
ordentlichen Kaufmanns verstößt, wenn er das
Datenpostfach des Unternehmens über einen
längeren Zeitraum nicht überprüft. Nach Ansicht
des Gerichts ist diese Frage zu bejahen.

Unseres Erachtens ist der Sachverhalt des
vorliegenden Falles in der Praxis nicht völlig
einzigartig. Das Bauunternehmen hatte einen
Vertrag über die Erbringung von
Buchhaltungsdienstleistungen abgeschlossen, und
ein Teil dieses Vertrags beinhaltete die
Verpflichtung des Buchhaltungsunternehmens,
das Datenpostfach des Bauunternehmens zu
verwalten. Zu diesem Zweck übergab der
Geschäftsführer des Bauunternehmens seine
Zugangsdaten an die Buchhalter, die sich dann
regelmäßig in das Datenpostfach einloggen und
die eingegangenen Nachrichten an ihn
weiterleiten sollten.

An einem Tag wurde eine Zahlungsanweisung an
das Datenpostfach des Bauunternehmens
zugestellt, die jedoch nicht rechtzeitig aus dem
Datenpostfach abgerufen wurde, so dass das
Bauunternehmen zur Zahlung des geforderten
Betrags verpflichtet wurde. Der Geschäftsführer
versuchte, sich dagegen mit einer Klage wegen
Irreführung zu wehren, hatte jedoch keinen Erfolg
und das Bauunternehmen erlitt einen Schaden in
Höhe der Kosten des erfolglosen Gerichts-
verfahrens.

Das Bauunternehmen beschloss daraufhin, den
Geschäftsführer auf Zahlung des verursachten
Schadens zu verklagen. Das Bauunternehmen
vertrat die Auffassung, dass das Verhalten des
Geschäftsführers, der einem Dritten (einem
Buchhalter) die Zugangsdaten zu dem
Datenpostfach zum Zwecke der Verwaltung des
Datenpostfaches übergab, eine Verletzung der
Pflicht eines ordentlichen Kaufmanns darstellte.
Das Obergericht entschied, dass der
Geschäftsführer in diesem Fall tatsächlich einen
Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht begangen hatte

und dem Bauunternehmen den dadurch
entstandenen Schaden ersetzen muss.

Trotz des scheinbar strikten Verbots ist die
Entscheidung des Obergerichts Olomouc natürlich
so zu verstehen, dass es den gesetzlichen
Vertretungsorganen von Handelsgesellschaften
generell nicht untersagt wäre, eine andere Person,
z. B. einen ihrer Mitarbeiter oder sogar einen
externen Dienstleister, mit der Verwaltung des
Datenpostfachs zu betrauen. Im Allgemeinen gilt
nämlich, dass das Vertretungsorgan einen Teil
seiner Zuständigkeit auf einen Dritten übertragen
darf. Wie kann jedoch sichergestellt werden, dass
das Vertretungsorgan nicht gegen die Pflicht eines
ordentlichen Kaufmanns verstößt? Bei der
Übertragung bestimmter Aufgaben an einen
solchen Dritten muss das Vertretungsorgan
jedoch sicherstellen, dass:

▪ die ausgewählte Person in der Lage ist, die ihr
übertragenen Aufgaben zu erfüllen (Verant-
wortung für die Auswahl);

▪ der ausgewählten Person die Aufgabe eindeutig
zugewiesen wird, sie die erforderliche 18
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Mitwirkung erhält und bei der Ausübung der
Tätigkeit angeleitet wird (Verantwortung für die
die Zuweisung, Anleitung und Mitwirkung);

▪ die Erfüllung der Aufgaben durch die ausge-
wählte Person wird angemessen überwacht,
nicht nur persönlich, sondern auch durch die
Einrichtung funktioneller Kontrollmechanismen
(Verantwortung für die Kontrolle).
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AKTUELLES IN LTA
LTA wurde 2011 mit der Absicht gegründet, Dienstleistungen
in den Bereichen Recht, Steuern, Wirtschaftsprüfung und
Buchhaltung anzubieten.

Unsere Einzigartigkeit beruht darauf, dass wir umfassende
Lösungen für all diese Bereiche anbieten, die miteinander
verknüpft sind und sich gegenseitig unterstützen.

Wir sind Mitglied in internationalen Netzwerken:

MGI WORLDWIDE, eines der 20 größten Netzwerke von
Steuer-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchhaltungs- und Beratungs-
unternehmen, das weltweit über 9.000 Fachleute vertritt.

THE LAW FIRM NETWORK, ein seit 35 Jahren bestehendes

weltweites Netz von Mitgliedskanzleien. Es hat Mitglieder in

mehr als 50 Ländern und ein Netz von fast 80 weiteren

kooperierenden Kanzleien.

Dieser Newsletter ist kein Rechtsdokument und ersetzt keine
individuelle Rechts-, Steuer-, Buchhaltungs- oder sonstige Beratung.
Die hierin enthaltenen Informationen dienen nur als allgemeine
Orientierungshilfe und können durch Gesetzesänderungen, die
Anwendungspraxis oder die Umstände eines Einzelfalls beeinflusst
werden. Für spezifische Empfehlungen sollten Sie immer einen
Experten auf dem entsprechenden Gebiet konsultieren.

LTA, Lazarská 13/8, 120 00 Praha 2, Czech Republic

+420 246 089 010, LTA@LTApartners.com

www.LTApartners.com
FOLGEN SIE UNS AUF SOZIALE NETWERKE

Das traditionelle Vorweihnachtsseminar zu Steuer- und
Buchhaltungsneuigkeiten für 2026 fand in unseren
Büroräumen statt. Fast hundert Mandanten nahmen online
und persönlich teil, erfuhren alles Wichtige über die
Neuerungen im kommenden Jahr und hatten zudem die
Gelegenheit, alle Mitarbeiter unserer Kanzlei persönlich zu 
treffen.

Wir sind stolz darauf, dass LTA im 18. Jahr des renommierten Rankings Kanzlei
des Jahres von EPRAVO.CZ in zwei Kategorien – Steuerrecht und Tschechische
Kanzlei auf internationalen Märkten 2025 – als empfohlene Kanzlei
ausgezeichnet wurde. Dieser Erfolg ist das Ergebnis der hervorragenden
Zusammenarbeit der einzelnen Teams unserer Kenzlei sowie unserer
Mitgliedschaft in den internationalen Netzwerken MGI Worldwide und The
Law Firm Network, wodurch wir Mandanten nicht nur im Inland, sondern
auch im Ausland betreuen können.

WIR WÜNSCHEN IHNEN FRIEDLICHE WEIHNACHTEN  

UND EIN ZUFRIEDENES JAHR 2026

http://www.linkedin.com/company/lta-legal-tax-audit

	Snímek 1
	Snímek 2
	Snímek 3
	Snímek 4
	Snímek 5
	Snímek 6
	Snímek 7
	Snímek 8
	Snímek 9
	Snímek 10
	Snímek 11
	Snímek 12
	Snímek 13
	Snímek 14
	Snímek 15
	Snímek 16
	Snímek 17
	Snímek 18
	Snímek 19
	Snímek 20

